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Editorial  

21 Milliarden Franken hat die UBS bereits 

abgeschrieben. Ein Staatsfonds aus Singapur 

und ein „nicht genannter Investor aus dem 

Nahen Osten“ treten als Retter in der Not auf 

und stellen 13 Milliarden bereit. Verwaltungs-

ratspräsident Marcel Ospel tritt trotzdem 

nicht zurück und vermag an der Aktionärsver-

sammlung vom 28. Februar 2008 die wich-

tigsten Anträge durchzusetzen. 

Angesichts solcher Ereignisse erfasst eine 

Mischung aus Schrecken, Empörung und Un-

verständnis die helvetische Öffentlichkeit. 

PolitikerInnen aller Parteien prangern das 

Versagen einzelner Wirtschaftskapitäne an. 

Ein furchtloser Unternehmer aus Schaffhau-

sen nimmt den Kampf mit den „Abzockern“ 

auf und reicht eine Volksinitiative ein, um den 

Interessen der Aktionäre wieder mehr Gel-

tung zu verschaffen. Die SP Schweiz betont 

nicht ohne Stolz, einen beträchtlichen Teil der 

Unterschriften gesammelt zu haben. Und füh-

rende Köpfe der Gewerkschaften wittern ihre 

Chance, wieder einmal Lektionen in nachhal-

tiger Unternehmensführung erteilen zu kön-

nen. 

Auch uns ist Marcel Ospel nicht besonders 

sympathisch, und wir sind durchaus dafür, 

dass „diese Halunken“, wie Jean Ziegler sie 

gerne nennt, „zur Rechenschaft gezogen wer-

den“. Aber wir möchten durch einen etwas 

längeren Beitrag in dieser Nummer auch da-

rauf hinweisen, dass die so genannte Subpri-

me-Krise nicht in erster Linie auf die Arro-

ganz und Unfähigkeit von Börsenmaklern und 

Konzernchefs zurückgeht, sondern in tiefer 

liegenden Widersprüchen des kapitalistischen 

Systems wurzelt. 

Nur wer die Gegenwart zu verstehen versucht, 

kann darauf hoffen, eine bessere Zukunft zu 

erkämpfen. 

Die Redaktion 

I N T E R N A T I O N A L  
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Der Konflikt im Nahen Osten verlangt Parteinahme, nicht Neutrali-

tät. Alle Abscheu gegenüber dem gegenseitigen Töten entbindet 

nicht, auf der Seite der Unterdrückten zu stehen – ohne Wenn und 

Aber. Die rechtswidrige Besatzung ist das Hauptproblem in Palästi-

na, nicht die terroristischen Attacken und die primitiven Raketen der 

belagerten und eingemauerten PalästinenserInnen. 
Hanspeter Gysin 

Nakba – Die palästinensische Katastrophe 

I N T E R N AT I O N A L  

Die neuere, tragische Geschichte des 

Nahen Ostens beginnt mit einem Kon-

gress. Im August 1897 wurde anlässlich 

des ersten Zionistischen Weltkongresses 

in Basel die fatale Parole vom „Land 

ohne Volk für ein Volk ohne Land“ ge-

fasst. Palästina sollte „Heimstätte“ für die 

besonders im russischen Zarenreich im-

mer wieder Verfolgungen ausgesetzten 

Juden werden. Nachdem die britische 

Kolonialmacht 20 Jahre später in der 

Folge des ersten Weltkrieges den osmani-

schen Herrschern das Gebiet um Palästi-

na entrissen hatte, wurde den Zionisten 

mit der berühmten Erklärung des briti-

schen Aussenministers Lord Arthur Ja-

mes Balfour an Baron Lionel Walter Rot-

hschild die so genannte „Heimstätte“ im 

eroberten Palästina versprochen. 

 

Ein imperiales Konzept 

Im Krieg gegen die Osmanen (Türken) 

hatten die Briten gesonderte jüdische 

Kampfeinheiten gebildet. Vladimir 

(Ze’ev) Jabotinsky, einer der Offiziere, 

gründete bald nach dem Krieg die Sied-

lermiliz „Haga-nah“ (Verteidigung). Ja-

botinsky, Weggefährte David Ben Guri-

ons, des späteren Staatsgründers, stellte 

öffentlich fest, dass die zionistische Ko-

lonialisierung nur gegen den Willen der 

Ansässigen und nur mit Gewalt gelingen 

würde. 

1920 besassen die von wohlhabenden 

Europäern reichlich finanzierten Zionis-

ten 3% des palästinensi-

schen Territoriums. 1929 

wurde in Zürich die 

„Jewish Agency for Pa-

lestine“ (später „for Isra-

el“), die Einwanderungs-

agentur der Zionisten, 

gegründet. Eine neue 

bewaffnete Gruppe, die 

„Irgun Beth“ (zweite 

Organisation), verübte 

gezielte Terroranschläge 

gegen arabische Märkte. 

Die britische Politik des 

Teilens und Herrschens 

führt in den Jahren 1936-

39 zu Revolten der an-

sässigen Bevölkerung 

gegen die Kolonialher-

ren, gegen die zionisti-

schen Kollaborateure und gegen die Aus-

breitung ihrer Siedlungen. Palästina wird 

ab 1939 zu einer Versorgungsbasis für 

die Kriegsführung der Alliierten ausge-

baut. 1940 beginnen Vertreibungen der 

ansässigen Bevölkerung aus strategisch 

wichtigen Gebieten und die Beschlagnah-

mung ihres Bodens. Es folgt die Grün-

dung der „Palmach“, einer einheitlichen 

zionistischen Kampforganisation der 

Siedler, die von den Briten mit Waffen 

versehen wird. 

 

Ein Kolonisierungsprojekt 

Da die Briten zu Beginn des zweiten 

Weltkrieges auf Grund von Absprachen 

mit ihren arabischen Vasallenstaaten und 

Öllieferanten vorübergehend die jüdische 

Einwanderung nach Palästina zu bremsen 

suchten, trat erneut eine zionistische Mi-

liz auf den Plan, die „Lohamei Herut 

Israel“ (Freiheitskämpfer für Israel), kurz 

LEHI oder, wegen ihres Führers Avra-

ham Stern, Stern-Bande genannt. Auch 

die lavierenden britischen Schutzherren 

wurden vor deren Terroranschlägen nicht 

verschont. 

1947 besassen die Zionisten etwa 6% des 

Bodens und besetzten nach der Vertrei-

Palästinensische Familien auf der Flucht vor der israelischen Besatzung 

 

Gaza - Eine Bevölkerung unter Arrest  

2005 von den Siedlern geräumt, ist der kleine Gaza-

Streifen von 360 km2 zu einem Gefängnis für beinahe 

1,5 Millionen Menschen geworden, die systematisch 

ausgehungert werden. Gaza ist der am dichtesten be-

völkerte Fleck der Erde. Kein Volk dieser Welt hat 

mehr Flüchtlinge zu beklagen als die Palästinenser. Der 

gewaltsame Ausbruch von Hunderttausenden in das 

ägyptische Rafah im Januar dieses Jahres zeigt die 

verzweifelte Lage der Leute im Gaza-Streifen. 

Westjordanland - Von Siedlungen durchlöchert 

Die illegalen Siedlungen im Westjordanland werden - 

entgegen allen Abmachungen - anlässlich sogenannter 

„Friedensverhandlungen“ massiv ausgebaut und sollen 

bei Jerusalem sogar mit einer Strassenbahn erschlossen 

werden. 
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bung der Besitzer eine ebenso grosse 

Fläche illegal. Die damalige UNO be-

schloss einen Teilungsplan. Dieser sah 

vor, den ansässigen 66% Palästinenser 

43% des Bodens im hügeli-

gen Karstgebiet des Hinter-

landes sowie Teile des 

fruchtbaren, nördlich gelege-

nen Galiläa zuzusprechen; 

den inzwischen 34% zumeist 

eingewanderten Juden sollten 

56% des Bodens, der Meer-

zugang und die fruchtbarsten 

Landstriche zugestanden 

werden. Jerusalem und seine 

Umgebung sollte neutrales, 

international verwaltetes Ter-

ritorium werden. Aus leicht 

nachvollziehbaren Gründen 

waren die ansässigen Palästi-

nenserInnen und die arabi-

schen Staaten mit diesem 

Teilungsplan nicht einver-

standen. Die zionistischen 

Terrororganisationen intensi-

vierten daraufhin mit westlicher Unter-

stützung einen blutigen Kleinkrieg gegen 

die ansässige Bevölkerung. 

 

Die Nakba 

Am 14. Mai 1948 zogen sich die Briten 

von ihrem Mandat zurück und überlies-

sen die Gegend den zionistischen Ein-

wanderern und den Regimes der Nach-

barländer, Jordanien (West-jordanland) 

und Ägypten (Gaza). Am 15. Mai folgte 

die Ausrufung des israelischen Staates. 

Die gewaltsame Vertreibung von über 

800'000 Menschen aus ihrer Heimat wur-

de planmässig umgesetzt, das Territorium 

Israels massiv erweitert. Das halbherzige 

Eingreifen der unterbewaffneten arabi-

schen Nachbarländer, die erst zwei Jahre 

zuvor aus der Kolonialherrschaft entlas-

sen worden waren, konnte diese Erobe-

rungen nicht verhindern. Im Gegenteil, 

Israel vergrösserte sein Territorium zu-

sätzlich. Die Ereignisse von 1948 sind 

den Menschen in Palästina als 

„Nakba“ (Katastrophe) in Erinnerung. 

 

Landnahme Schritt für Schritt 

Mit der Resolution 194 von 1948 bestä-

tigt die UNO das Recht zur Rückkehr der 

palästinensischen Flüchtlinge in ihre 

Häuser. Mit der Resolution 273 von 1949 

wird Israel in die UNO aufgenommen 

und dabei verpflichtet, die vorhergehen-

den UNO-Resolutionen zu respektieren. 

Kein UNO-Beschluss, der Israel etwas 

abverlangt hätte, wurde je umgesetzt. 

Erst nach der Staatsgründung und drei 

Jahre nach Ende des zweiten Weltkrieges 

begannen die wirklich grossen Einwande-

rungswellen von Juden nach Israel. Zwi-

schen 1948 und 1951 schleuste die 

Jewish Agency rund 700'000 neue Be-

wohner ins Land. 1967 kommt die mit 

Milliarden deutscher Wiedergutma-

chungsgeldern hochgerüstete israelische 

Armee einem angeblich bevorstehenden 

Angriff der Arabischen Nachbarstaaten 

zuvor und besetzt Gaza, das 

Westjordanland und die Golan-

Höhen. Erneut müssen über 

130’000 PalästinenserInnen 

flüchten. 

Nach dem Einmarsch der israe-

lischen Truppen in Jerusalem 

wird im Handstreich das paläs-

tinensische Quartier am Fusse 

der „Klagemauer“ zerstört und 

planiert. Mit der Resolution 

242 vom 22.11.1967 fordert 

die UNO Israel auf, die mit 

militärischer Macht eroberten 

Gebiete zu verlassen. Nichts 

geschieht. 

Der Versuch der unterlegenen 

arabischen Länder, 1973 das 

Rad militärisch wieder zurück-

zudrehen und die besetzten 

Gebiete zurückzuerobern, 

scheiterte kläglich. Seit 60 Jahren nun 

herrscht für die arabischen Menschen in 

Palästina das Regime der israelischen 

Besatzung. Seither wird kontinuierlich 

und systematisch Land konfisziert und 

von einwandernden Siedlern in Besitz 

genommen. Es werden Häuser und Plan-

tagen zerstört, Wasserquellen beschlag-

nahmt, Hunderttausende hinter Mauern 

 
Buchtipps 

► J. Rose, Mythen des Zionismus, Zü-

rich, Rotpunktverlag 2006. 

► N. Chomsky, Keine Chance für Frie-

den, Hamburg, Europa-Verlag, 

2005. 

► I. Pappe, Die ethnische Säuberung 

Palästinas, Frankfurt, Zweitausend-

undeins, 2007. 

► N. G. Finkelstein, Antisemitismus als 

politische Waffe, München, Piper, 

2006. 

Palästinensisches Flüchtlingscamp 1952, 5 Jahre nach der Ausrufung 
des israelischen Staates und dem Beginn der Nakba 1948. 

INTERNATIONAL - Nakba - Die palästinensische Katastrophe  

«Bei aller Berechtigung, die Gräueltaten der Nazis in Erinnerung 

zu halten, wird die ‚Antisemitismusfrage‘ derzeit massiv für die 

prozionistische Propaganda missbraucht.» 

 

Die UNO 1947 

1947 bestand die UNO aus 59 Mit-

gliedern, den Siegermächten des 

zweiten Weltkrieges, einigen mehr-

heitlich von diesen abhängigen Nati-

onen sowie China. Heute sind 191 

Nationen UNO-Mitglied. 
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und Stacheldraht eingesperrt. Terro-

risierung von Städten und Dörfern, 

Misshandlungen, Geiselnahmen und 

extralegale Ermordungen von Ver-

dächtigen sind palästinensischer 

Alltag. 

 

Kolonisierungsideologie Zionismus 

Die mythenbehaftete zionistische 

Eroberungs- und Kolonisierungside-

ologie ist ohne die Jahrhunderte lan-

ge Verfolgung und Drangsalierung 

jüdischer Gemeinschaften nicht 

denkbar. Der Naziterror gegen Jüd-

Innen hat zweifellos Zigtausende 

dazu gebracht, sich dieser Ideologie 

anzuschliessen. Zionismus ist aber 

auch ein Resultat des Scheiterns 

eines wirklich sozialistischen Pro-

jekts, wie es sich zahlreiche Revolu-

tionäre jüdischer Abstammung in 

Russland und anderswo vor der 

Machtergreifung Stalins erhofft hat-

ten. 

Bei aller Berechtigung, die Gräuelta-

ten der Nazis und frühere oft gewalt-

tätige Ausschreitungen gegen JüdIn-

nen in Erinnerung zu halten, wird 

die „Antisemitismusfrage“ derzeit 

massiv für die prozionistische Propa-

ganda missbraucht. Israel benutzt sie 

skrupellos zur Rechtfertigung seiner 

Politik der ethnischen Säuberungen 

und des militärischen Terrors. Tra-

gisch ist, dass sich die Zionisten 

freimütig den imperialistischen 

Mächten, allen voran den USA, als 

Erfüllungsgehilfen bei der Wahrung 

ihrer Interessen zur Verfügung stel-

len und dabei die Instrumentalisie-

rung ihres eigenen Volkes anbieten. 

Es ist offensichtlich, dass der Zionis-

mus nicht nur die Bevölkerung Pa-

lästinas ins Elend stürzte. Bei nähe-

rer Betrachtung zeigt sich, dass auch 

den Menschen des jüdischen Kultur-

kreises keinen Dienst erwiesen wur-

de. Die zionistische Parole vom 

Land ohne Volk hat sich – wenn 

man sich die seit 60 Jahren andau-

ernden permanenten bewaffneten 

Auseinandersetzungen vor Augen 

hält – als manipulatorisch und trüge-

risch erwiesen. Das beste Mittel ge-

gen Zionismus ist demnach der rigo-

rose Kampf gegen jeden Rassismus 

und in diesem Rahmen gegen jede 

Judenfeindschaft. 

 

Welcher Friede? 

Sollte dieses traurige Kapitel vom 

gegenseitigen Morden jemals ein 

Ende finden, wird in Palästina ein 

säkulares Gemeinwesen bestehen, in 

dem JüdInnen, PalästinenserInnen 

und Menschen aller anderen Kultu-

ren gleichberechtigt miteinander 

leben. Es muss eine Lösung für alle 

sein, für JüdInnen und Palästinenser-

Innen. Die semitischen Völker bei-

der Religionen haben Jahrhunderte 

lang friedlich zusammengelebt, weit-

aus friedlicher als dies mit den 

Christen möglich war und es ist aus-

schliesslich eine Frage des politi-

schen Willens, diese Situation wie-

der entstehen zu lassen. Entschei-

dend ist, dass sie sich aus den Fes-

seln ihrer Abhängigkeit von geostra-

tegischen Interessen der Imperialis-

ten lösen. Die bittere Alternative: 

Ein eingemauerter palästinensischer 

Fleckenteppich von Bantustans und 

ein Palästinenserpräsident als obers-

ter Chef einer Gruppe von Gefäng-

niswächtern von Israels Gnaden. 

Daneben ein Israel, welches auf ewi-

ge Zeiten einen Dauerkonflikt mit 

der arabischen Seite führen muss. 

Für Veranstaltungshinweise zu die-

sem Thema, siehe Rückseite der 

EVELYN HECHT GALINSKI 

Die ethnische Säuberung Palästinas ist seit 60 

Jahren in vollem Gange. Gerade im Angesicht des 

Jahres 2008, wo Israel mediengewaltig und mys-

tifizierend verlogen und unkritisch seinen Geburts-

tag „feiert“. Für diese Feierlichkeiten der Staats-

gründung werden Showgrößen wie Barbara 

Streisand, Paul Mc Cartney, Ringo Starr und viele 

andere medienträchtig instrumentalisiert. 

Angesichts dieser leidenden und unterdrückten 

Menschen kann und will ich nicht hinnehmen, dass 

Juden, nach allem, was sie selbst erlitten haben, 

nicht wahrnehmen wollen, was sie anderen antun. 

Es gibt keinen Grund, jahrelang begangene Ver-

brechen feierlich zu begehen. Die Zeit ist gekom-

men, die Geschichte Israels historisch wahrheitsge-

mäß aufzuarbeiten. 

Israel als Besatzungsmacht verletzt die 4. Genfer 

Konvention von 1949. Was Israel betreibt, hat 

einen Namen: Kriegsverbrechen. Für diese Täter 

und Untaten gibt es nur einen Ort: Das Kriegsver-

brechertribunal in Den Haag. Die Straffreiheit 

Israels muss ein Ende haben. 

Natürlich verurteile auch ich das Abfeuern von 

Kassam-Raketen auf Zivilisten. Dies schadet den 

Palästinensern weit mehr als Israel. Aber die Be-

satzung ist ein Inbegriff von Gewalt, die Gegen-

gewalt zur Folge hat. 

Die völkerrechtswidrige und unmenschliche Block-

ade Israels gegen den Gazastreifen muss ein so-

fortiges Ende haben. 

Deshalb appelliere ich an Sie, also an alle demo-

kratischen Bürger und Bürgerinnen, Mandatsträ-

ger jeglicher Funktion, Druck und nochmals Druck 

auf Israel gegen diese menschenverachtende und 

gesetzlose Politik auszuüben. 

Deswegen sage ich: Nicht in meinem Namen! Sa-

ge nicht, du habest nichts gewusst. 

_______________ 

Evelyn Hecht Galinski ist Tochter von Heinz Galinski, 

1988 bis zu seinem Tod 1992 Vorsitzender der jüdi-

schen Gemeinde in Deutschland. Heinz Galinski wurde 
1943 von den Nazis als Zwangsarbeiter ins KZ ge-

steckt. Seine Familie wurde in Auschwitz ermordet. 

Nein zur ethnischen Säuberung 

 Nakba - Die palästinensische Katastrophe -  INTERNATIONAL 

 
Filmtipp 

The Iron Wall, von Mohammed 

Alatar, Produktion: PARC, 

http://www.theironwall.ps/. 
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Mit dem Beginn des Krieges am 20. 

März 2003 wurden nicht nur die Befürch-

tungen der irakischen Bevölkerung, son-

dern auch diejenigen von Millionen Men-

schen weltweit, welche sich zuvor gegen 

den sich abzeichnenden Krieg eingesetzt 

hatten, zur traurigen Realität. Die grosse 

Mehrheit der Kriegsgegnerinnen und -

gegner war sich schon zu dieser Zeit be-

wusst, dass weder die nie gefundenen 

Massenvernichtungswaffen, noch die 

Gefahr, die von der iraki-

schen Regierung unter Sad-

dam Hussein ausging, die-

sen Krieg erklären konnten: 

Der Irak war (und ist) Op-

fer einer imperialistisch 

motivierten Kriegsallianz 

unter der Führung des US-

Imperialismus geworden, 

welche mit einer lang ge-

planten Invasion einmal 

mehr demonstrierte, wie 

viel menschliches Elend sie 

zur Durchsetzung ihrer 

ökonomischen und geopoli-

tischen Interessen in Kauf 

nimmt. 

 

Opferzahlen als Politikum 

Ebenso verlogen wie die 

vorgebrachten Kriegsgrün-

de der US-Administration, 

ihrer Verbündeten und 

grosser Teile der Massenmedien war in 

den darauf folgenden Jahren auch deren 

Umgang mit Studien, welche versuchten, 

die Opferzahlen im Irak zu bemessen. Im 

Oktober 2006 veröffentlichte die renom-

mierte Fachzeitschrift ‚The Lancet’ eine 

Studie1 der John Hopkins Universität. 

Diese kam zum Ergebnis, dass zwischen 

März 2003 und Juni 2006 über 650'000 

Menschen in Folge von Krieg und Besat-

zung ums Leben kamen. Des Weiteren 

wurde festgehalten, dass sich die Gewalt-

opfer im Irak während des untersuchten 

Zeitraumes jährlich fast verdoppelt ha-

ben. Die von einem irakisch-

amerikanischen Forschungsteam durch-

geführte Lancet-Studie wurde auf Basis 

einer Befragung von rund 13'000 reprä-

sentativ ausgewählten Personen erstellt. 

Diese wurden danach gefragt, ob und wie 

viele Familienangehörige sie seit Kriegs-

ausbruch zu beklagen hätten. Für 90 Pro-

zent der angegebenen Todesfälle lagen 

Todesscheine vor. 

Obwohl die Studie auf Grund ihres ge-

nauen methodischen Vorgehens unter 

Fachkreisen auf ein positives Echo stiess, 

wurde sie von der US-Regierung und der 

Mehrheit der Massenmedien als nicht 

glaubwürdig diskreditiert oder schlicht 

todgeschwiegen. Dass es sich hierbei um 

eine politisch motivierte Verleumdung 

handelte, wird auch durch die Tatsache 

ersichtlich, dass die Opferzahlen des Dar-

fur-Konflikts oder des Krieges im Kongo 

nach derselben Methode errechnet wur-

den, allerdings ohne jemals angezweifelt 

zu werden. 

 

Manipulation und Verharmlosung 

Im Januar dieses Jahres erschien in der 

Zeitschrift ‚New England Journal of Me-

dicine’ eine weitere Studie2 über die Op-

ferzahlen im Irak. Im Auftrag des iraki-

schen Gesundheitsministeriums und unter 

Mitwirkung der Weltge-

sundheitsorganisation 

(WHO) kam diese zu völlig 

unterschiedlichen Ergebnis-

sen. Demnach sollen zwi-

schen März 2003 und Juni 

2006 – also innerhalb des 

Zeitrahmens, in welchem 

die Lancet-Studie von über 

600'000 Toten sprach – le-

diglich 151'000 Menschen 

ums Leben gekommen sein. 

Die weitaus tieferen Anga-

ben des von der US-

Besatzungsmacht finanziell 

und politisch abhängigen 

Gesundheitsministeriums 

lassen sich vor allem durch 

methodisch unsauberes Vor-

gehen erklären. Auch diese 

Studie basiert zwar auf Per-

sonenbefragungen, aller-

dings konnten rund 11 Pro-

zent der zuvor repräsentativ 

ausgewählten Haushalte „aus Sicherheits-

gründen“ nicht befragt werden, so dass 

die Zahlen mit Hilfe von Vergleichsstu-

dien nachträglich nach oben korrigiert 

werden mussten. Dass sich gerade diese 

11 Prozent der Haushalte in Gebieten 

befinden (u.a. Teile der Hauptstadt Bag-

dad), in denen die meisten Opfer zu be-

klagen sind, liegt nahe. Der angesehene 

Statistikexperte des US-Magazins 

‚Counter-punch’ Pierre Sprey bezeichne-

te die methodische Vorgehensweise der 

Studie als „reine Spekulation“. 

Hinzu kommt, dass die Zahl von 150'000 

Toten lediglich sogenannte „gewaltsame 

Vor fünf Jahren wurde der Irak von einer unter der Führung des US-

Imperialismus stehenden ‚Koalition der Willigen’ überfallen. Eine Studie des 

englischen Meinungsforschungsinstituts ‚Opinion Research Business’ belegt 

nun: Auf Grund des Angriffskrieges und seiner direkten Folgen sind im Irak 

seit 2003 über eine Million Menschen ums Leben gekommen. 
David Soofali 

Die Opfer des US-Imperialismus 

I N T E R N AT I O N A L  

«Auf Druck der USA hat das irakische 

Gesundheitsministerium den Kran-

kenhäusern untersagt, registrierte 

Todesfälle zu veröffentlichen.» 

Nicht nur durch Waffengewalt, auch auf Grund des teilweise zusammenge-
brochenen Gesundheitswesens sind im Irak Zehntausende Kinder gestorben. 
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Todesopfer“ umfasst. Somit wurde ein 

Grossteil der Opfer, die etwa auf Grund 

der durch den Krieg teilweise völlig zu-

sammengebrochenen Infrastruktur 

(Gesundheitsversorgung, Verkehr usw.) 

ums Leben kam, nicht miteinbezogen. 

Auf Druck der USA hat das irakische 

Gesundheitsministerium übrigens sämtli-

chen Kranken- und Leichenhäusern im 

Irak untersagt, die von ihnen registrierten 

Todesfälle publik zu machen3. Nur eine 

der Facetten des „neuen, freien und de-

mokratischen“ Iraks.  

Über eine Million Tote 

Die neuste Studie4 zu den Opferzahlen im 

Irak hätte wohl – angesichts ihrer aufrüt-

telnden Ergebnisse – für einiges Aufse-

hen sorgen müssen. Doch auch sie wurde 

vom medialen Mainstream weitestgehend 

ignoriert. Das grösste britische Mei-

nungsforschungsinstitut ‚Opinion Rese-

arch Business’ beziffert die Todesopfer 

seit Beginn des Irakkrieges auf 1.03 Mil-

lionen. 20 Prozent der vom ORB befrag-

ten rund 2400 Personen gaben an, min-

destens ein Mitglied ihres Haushaltes 

verloren zu haben (siehe Tabelle). Zwar 

ist der befragte Personenkreis in dieser 

Studie weitaus kleiner als bei den voran-

gegangenen Studien aus den USA bzw. 

dem Irak, dennoch ist die Untersuchung 

auf Grund ihrer Unabhängigkeit und ihrer 

methodisch korrekten Vorgehensweise 

glaubwürdig. 

 

Nur ein Teil der Geschichte 

Über 1 Million Tote: So schockierend 

diese Zahl auch sein mag, sie vermag die 

katastrophalen Folgen, welche die von 

den USA angeführte imperialistische 

Besatzungspolitik verursacht hat, den-

noch nur anzudeuten. Nach 5 Jahren der 

Besatzung, der Demütigung und der wirt-

schaftlichen und kulturellen Ausplünde-

rung durch die USA und ihre Verbünde-

ten ist die Lage im Irak in fast jeder Hin-

sicht katastrophal. Nicht nur die Besat-

zung, auch die dem Krieg vorangegange-

ne Herrschaft der Bath-Partei unter Sad-

dam Hussein sowie das gegen den Irak 

verhängte Wirtschaftsembargo, welches 

laut Angaben der WHO im übrigen einer 

weiteren Million Men-

schen das Leben gekos-

tet hat, haben den Irak 

in die Armut getrieben 

und politisch destabili-

siert. 

Heute sind im Irak 

Bombenanschläge, Ent-

führungen, Arbeitslosig-

keit und Armut an der 

Tagesordnung. Das 

Gesundheitswesen ist in 

Folge der Bombardie-

rungen sowie der an-

schliessenden Plünde-

rungen teilweise zusam-

mengebrochen. Etwa 

die Hälfte der iraki-

schen Ärzte hat wegen 

ausbleibender Bezah-

lung oder der enormen Unsicherheit das 

Land verlassen, die Kindersterblichkeit 

ist enorm angestiegen. 

 

Ungewisse Klarheit 

Auch wenn die Zukunft des Iraks heute 

ungewiss ist, so scheint klar, dass die 

imperialistische Besatzungsmacht unter 

Vorherrschaft der USA nicht bereit sein 

wird, auf ihren Einfluss in einer geostra-

tegisch und wirtschaftlich so wichtigen 

Region zu verzichten. Der Ausverkauf 

der Überreste des irakischen Staats- und 

Gemeinwesens an private Firmen sowie 

die Ausbeutung der riesigen irakischen 

Ölvorkommen werden auch in Zukunft 

fester Bestandteil der US-amerikanischen 

„Irakpolitik“ bleiben. Sei dies durch eine 

Fortsetzung der Besatzung oder einer den 

Kapitalinteressen hörigen irakischen Ma-

rionettenregierung. 
_______________ 

1 Vgl. „Mortality after the 2003 invasion of 

Iraq“, unter: www.thelancet.com/journals/

lancet/article/PIIS0140673604174412/

abstract. 

2 Vgl. „Violence-Related Mortality in Iraq 

from 2002 to 2006“, unter: http://

content.nejm.org/cgi/content/full/358/5/484. 

3 Vgl. Guilliard, Johachim: ‚Verschleiern von 

Verbrechen’, erschienen in der Zeitung ‚Junge 

Welt’. Einsehbar unter: http://

www.jungewelt.de/2008/02-12/003.php?

sstr=irak%7Copfer. 

4 Vgl. „Update on Iraqi Casualty Data“, un-

ter: http://www.opinion.co.uk/

Newsroom_details.aspx?NewsId=88. 

 Die Opfer des US-Imperialismus - INTERNATIONAL 

 
Ergebnisse der Studie āUpdate on Iraqi Casu-
alty Data’4 des ORB. 

Wie viele Mitglieder Ihres Haushaltes sind seit Beginn 

des Irak-Konflikts 2003 in Folge von Gewalt und nicht 

einer natürlichen Todesursache gestorben? 

Befragte Personen insgesamt 2414 

Kein Mitglied 72% 

Ein Mitglied 14% 

Zwei Mitglieder 3% 

Drei Mitglieder 1% 

Vier oder mehr Weniger als 0.5 

Weiss nicht 2% 

Keine Angaben 8% 

► 66 Prozent der 251 Befragten, die keine Angaben 

machen wollten, wurden in Bagdad interviewt. 

Die Besatzung stellt das grösste Hindernis 
für einen Frieden im Irak dar.  

«Heute sind im Irak Bombenanschlä-

ge, Entführungen, Arbeitslosigkeit 

und Armut an der Tagesordnung.» 
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Sozialhilfebeziehende, die im ersten Ar-

beitsmarkt als „schwer vermittelbar“ 

gelten, sollen im Rahmen eines Pilotpro-

jektes in die so genannte Freiwilligenar-

beit vermittelt werden. Auf dem 

Weg über ein unbezahltes öf-

fentliches Engagement in ver-

schiedenen Tätigkeitsfeldern 

sollen sie selbst aktiv werden 

und an ihrer sozialen Integration 

‚arbeiten’. Mit sozialer Integra-

tion ist in den Worten der Pro-

jektleitung eine „selbständige, 

befriedigende Lebensführung“ 

gemeint. Einerseits sollen die 

Projektteilnehmenden ihre Sozi-

alkompetenz erhalten und ver-

grössern, ihr Selbstwertgefühl 

stärken und ein soziales Netz 

aufbauen können, andererseits 

sollen sich ihnen „neue Perspek-

tiven“ für eine Rückkehr auf den 

ersten Arbeitsmarkt eröffnen. 

Mit diesem Projekt wird einer 

Empfehlung der Schweizeri-

schen Konferenz für Sozialhilfe 

(SKOS), berufliche und soziale Integrati-

on zu fördern, Rechnung getragen. 

Einer kritischen Betrachterin dieses Pro-

jekts stellen sich mehrere Fragen: Sind 

die Teilnehmenden tatsächlich sozial 

desintegriert oder dient diese 

‚Etikettierung’ dazu, von Sozialhilfebe-

ziehenden unbezahlte Arbeitsleistung zu 

fordern? Wer bestimmt, ob jemand inte-

griert oder desintegriert ist, und wozu 

nutzen solche Konzepte? Bringt das un-

tersuchte Pilotprojekt den Sozialhilfebe-

ziehenden tatsächlich mehr soziale In-

tegration, oder setzt es sie vielmehr unter 

Druck, für den Bezug ihrer Sozialhilfe-

leistung zu arbeiten, und untergräbt so 

das Recht auf Sozialhilfe? Werden hier 

nicht strukturelle Eigenschaften des Ar-

beitsmarktes individualisiert, d.h. statt 

arbeitsmarktpolitischen Veränderungen 

werden ‚Zurichtungen’ an einzelnen 

Menschen vorgenommen? 

Der aktivierende Sozialstaat  

Das Projekt ist im Kontext eines sich 

verändernden Auftrags der Sozialhilfe zu 

sehen. Mit den aktuellen Veränderungen 

im Bereich der sozialen Sicherung geht 

eine Ökonomisierung der Sozialhilfe 

einher. Annahmen des New Public Ma-

nagement erfassen auch die Sozialhilfe. 

KlientInnen werden zu KundInnen, ge-

fordert werden Gegenleistungen für das 

empfangene Sozialhilfegeld und mehr 

Eigenverantwortung der Klientel. Eine 

„aktivierende“ Sozialarbeit soll die Leis-

tungsbeziehenden aus ihrer vermeintli-

chen Passivität herausholen. 

Auch in der Schweiz ist die Umgestal-

tung des Sozialstaats von einem fürsor-

genden hin zu einem aktivierenden im 

Gange. Mitte der 1990er Jahre führte die 

Arbeitslosenversicherung aktivierungs-

politische Elemente ein. Die daraus re-

sultierenden Widersprüche im Umgang 

mit Erwerbslosen beschreibt Chantal 

Magnin in ihrem Buch „Beratung und 

Kontrolle“. Es folgte die Sozialhilfe, die 

– unter Federführung der 

SKOS – ebenfalls eine 

‚Anpassung’ an aktivierungs-

politische Grundsätze vor-

nahm. Aktuell wird die Invali-

denversicherung (IV) im Zuge 

ihrer 5. Revision umgebaut, 

über die im Juni 2007 abge-

stimmt wurde. Das Motto 

lautet: „Sparen durch Einglie-

dern“. 

Konkret zielt der Umbau des 

Sozialstaates vor allem auf 

eins: Möglichst alle Bezüger-

Innen sollen wieder ‚in Ar-

beit’ gebracht werden und 

müssen Arbeitswillen und 

Arbeitsfähigkeit unter Beweis 

stellen. Kurt Wyss beschreibt 

in seinem Buch über 

„Workfare“ diesen Umbau des 

Sozialstaates und hinterfragt 

die politischen und ökonomischen 

Grundannahmen dieser neuen Sozialpoli-

tik. 

 

„Pioniere einer neuen Zeit“? 

Die Teilnahme am Pilotprojekt richtet 

sich vornehmlich an ältere Sozialhilfebe-

ziehende, die kaum mehr Chancen auf 

eine Rückkehr in den ersten Arbeits-

markt haben. Sie ist insofern freiwillig, 

als durch eine Nicht-Teilnahme keine 

Sanktionen entstehen. Allerdings darf die 

Integrationszulage von 100 Franken, die 

bei einer Teilnahme winkt, als finanziel-

ler Anreiz nicht unterschätzt werden, da 

die Sozialhilfeleistungen sehr knapp be-

messen sind.  

Am Beispiel eines Pilotprojekts der Sozialhilfe in einer grösseren Schweizer 

Stadt zeigt Martina Koch, wie der Druck zunimmt, für den Empfang von Leis-

tungen eine so genannte Gegenleistung zu erbringen. Während die Schuld an 

ihrer Situation den Erwerbslosen selbst zugeschoben wird, bleiben die struktu-

rellen Ursachen von Erwerbslosigkeit und Armut ausgeblendet. 
Martina Koch 

Pioniere? Ein Integrationsprojekt der Sozialhilfe 

S C H W E I Z  

Alterspflege: SozialhilfebezügerInnen sollen sich um die Betreuung 
betagter Menschen kümmern - freiwillig und unbezahlt 

 
«Möglichst alle BezügerInnen sollen wieder ‚in Arbeit’ gebracht werden und 

müssen Arbeitswillen und Arbeitsfähigkeit unter Beweis stellen.» 
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Pioniere? Ein Integrationsprojekt der Sozialhilfe -  SCHWEIZ 

Für eine neue Projektgruppe beginnt das 

Projekt mit einem mehrtägigen Grup-

penseminar, das von einem Psychothera-

peuten mit erlebnistherapeutischem Hin-

tergrund durchgeführt wird. Dort begeg-

net sich die Gruppe zum ersten Mal. 

Wer im Rahmen des Projektes ehren-

amtlich tätig werden möchte, muss das 

viertägige Seminar absolvieren. In die-

sem Seminar geht es weniger darum, die 

Teilnehmenden für konkrete Einsatzplät-

ze in der Freiwilligenarbeit zu qualifizie-

ren, als vielmehr darum, sie auf ihre 

neue Rolle als ‚freiwillige/r’ Helfer/in 

vorzubereiten. Der Seminarleiter betont 

mehrmals, dass eine „neue Zeit“ anbre-

che für die Anwesenden, weshalb sie 

„Pioniere einer neuen Zeit“ seien, in der 

es um „Lebenswert statt um Geldwert“ 

gehe, denn unsere Gesellschaft vernach-

lässige bisher den „Lebenswert“. Die 

Projektteilnehmenden müssten von der 

Idee, „Geldwert“ zu schaffen (wieder 

eine reguläre Erwerbstätigkeit zu fin-

den), Abschied nehmen. Die neue Ar-

beit, die ‚freiwillig’ verrichtet wird, be-

zeichnet der Seminarleiter als eine 

„Arbeit mit den Händen und mit dem 

Herzen“. Die Teilnehmenden werden 

immer wieder aufgefordert, einen gros-

sen Kreis zu bilden, sich die Hände zu 

geben und im Chor zu sagen: „Wir sind 

Pioniere einer neuen Zeit“. 

 

Erwartungen abkühlen 

Aus einer soziologischen Perspektive 

kann von einer „Zurichtung“ der Pro-

jektteilnehmenden gesprochen werden. 

Was Christoph Maeder und Eva Nadai 

in ihrem Buch „Organisierte Armut“ für 

Beratungsgespräche bei der Sozialhilfe 

feststellen, gilt auch hier: „Im 

Kern geht es darum, dass die Kli-

entinnen und Klienten eine Um-

deutung ihrer Situation erlernen 

und eine neue, den aktuellen Le-

bensverhältnissen angepasste 

Selbstkonzeption entwickeln.“ Bei 

den Projektteilnehmenden soll ein 

Prozess in Gang gesetzt werden, 

der ihre Ansprüche in Bezug auf 

Arbeit abkühlt: Wer weniger An-

sprüche hat, ist eher bereit, ohne 

Lohn zu arbeiten. Das Ziel dieses 

Pilotprojekts ist demnach weniger 

die soziale Integration der Teilnehmen-

den; vielmehr sollen sie unter Beweis 

stellen, dass sie willig und fähig sind zu 

arbeiten, notfalls auch unbezahlt. Damit 

aber tendiert dieses Projekt zur Work-

fare-Politik. 

Einsatzplätze finden sich im 

Naturschutz, bei Sportanlässen, 

in Alters- und Pflegeheimen, im 

kulturellen Bereich, in der öf-

fentlichen Sicherheit und in 

weiteren Tätigkeitsfeldern. Die 

Wahl des Einsatzplatzes ist den 

Teilnehmenden selbst überlas-

sen, während der zeitliche Rah-

men vier bis sechs Stunden pro 

Woche nicht überschreiten soll-

te. Die meisten Arbeitsverhält-

nisse weisen einen eher niedri-

gen Grad an Verbindlichkeit 

auf. Wo eine hohe Verbindlich-

keit verlangt wird, stösst das mit 

dem Hinweis auf die unbezahlt geleiste-

te Arbeit meist auf wenig Verständnis 

seitens der Projektteilnehmenden. 

 

„An offer you can’t refuse“ 

Das Projekt fordert von den Teilneh-

menden Offenheit für ‚Neues’. Das 

‚Neue’ besteht vor allem in der Über-

nahme einer unbezahlten Tätigkeit. Die 

Tätigkeiten sind eher dem Bereich der 

unqualifizierten, ausübenden Arbeit zu-

zurechnen, mit der allenfalls soziale 

Kompetenzen verbessert werden kön-

nen, während die Möglichkeit zur Akku-

mulation von kulturellem und sozialem 

Kapital gering erscheint. Dennoch erhof-

fen sich viele der Teilnehmenden, 

dadurch wieder im ersten Arbeitsmarkt 

‚Fuss fassen’ zu können. In diesem Sinn 

kann die Freiwilligenarbeit als „an offer 

you can’t refuse“ bezeichnet werden. 

Hier liegt eine zentraler Widerspruch, 

der auf der individuellen Ebene 

schmerzlich spürbar wird und sich im 

folgenden Ausspruch einer beteiligten 

Person zeigt: „Zum Verdienen will dich 

niemand mehr, wenn du Geld verdienen 

willst, aber zum gratis Schaffen kommst 

du an.“ 

_______________ 

Martina Koch studiert Soziologie und Germa-

nistik an der Universität Basel. Dieser Artikel 

basiert auf ihrer Lizentiatsarbeit.  

Lesetipps zur Sozialpolitik: 

► Christoph Maeder und Eva Nadai (2004): 

Organisierte Armut. Sozialhilfe aus wissensso-

ziologischer Sicht. Konstanz. 

► Chantal Magnin (2005): Beratung und Kontrol-

le. Widersprüche in der staatlichen Bearbei-

tung von Arbeitslosigkeit. Zürich. 

► Eva Nadai (2005): Der kategorische Imperativ 

der Arbeit. Vom Armenhaus zur aktivierenden 

Sozialpolitik. In: Widerspruch. Beiträge zu 

sozialistischer Politik, Nr. 49. Zürich. 19-27. 

► Kurt Wyss (2007): Workfare. Sozialstaatliche 

Repression im Dienst des globalisierten Kapi-

talismus. Zürich. 
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Am 22. Februar 2008 beklagte der Leiter 

der Schulen von Palm Beach (Florida) 

einen Skandal: Die Zinsen, die er für die 

Finanzierung seiner Schulen – mit 

170’000 Schulkindern – zahlen muss, 

sind von 107’000 Dollar im Dezember 

2007 auf 220’000 Dollar Anfang 2008 

gestiegen. 

Gefährliche Wundertüten 

Damit stehen wir mitten in der 

„Subprime-Immobilienkrise“: Immobili-

enkredite an Haushalte mit „unsicherer 

Zahlungsfähigkeit“, wie die Banken… 

heute sagen. Der Zusammenhang zwi-

schen Palm Beach und dem Subprime-

Markt ist nicht auf den ersten Blick klar. 

Schauen wir uns das genauer an. 

Es gibt einen unmittelbaren Grund für 

den Anstieg der Zinsen, die der Schullei-

ter von Palm Beach bezahlen muss: Die 

Zinssätze für kurzfristige Darlehen (auf 7 

Tage) an Gemeinden sind explodiert. 

Warum? Weil die Kreditgeber den Ge-

meinden nicht mehr so einfach Geld lei-

hen wollen. Weshalb? Weil sie nicht si-

cher sind, dass diese in der Lage sind, die 

Darlehen zurückzuzahlen, wenn eine 

Wirtschaftskrise kommt – um so mehr, 

als ihre Steuereinnahmen bereits sinken 

und bei einer Rezession einbrechen wer-

den. 

Aber sind die Gemeinden für den Fall der 

Zahlungsunfähigkeit nicht versichert? 

Doch, aber diese Versicherer1 verlieren 

zurzeit Dutzende Milliarden Dollars, wie 

die Grossbanken (UBS, Merill Lynch, 

Credit Suisse, Morgan Stanley, etc.). 

Warum? Sie haben durch so genannte 

Titrisierung2 fabrizierte Wundertüten 

gekauft, die eine Mischung verschiedener 

Schuldtitel enthalten: von den Immobili-

enkrediten über die Milliarden „nicht 

bezahlter Kontoüberzüge“ auf Kreditkar-

ten bis zu den Darlehen an Studierende in 

Milliardenhöhe. Heute nun können die 

Studierenden, die sich für die Finanzie-

rung ihres Studiums verschuldet haben, 

die Lohnabhängigen, die in den Super-

märkten Lebensmittel und Kleider mit 

Kreditkarten gekauft haben, und die Fa-

milien, die ein Haus auf Kredit erstanden 

haben, die Rückzahlungen nicht mehr 

leisten. Die Wundertüten stellen sich als 

schlechte Überraschungen heraus. 

Blindheit mit System 

War das nicht vorhersehbar? Doch. Wa-

rum haben die „Behörden“ denn nichts 

unternommen? Dafür gibt es fünf Grün-

de. 

Erstens: Die Kreditgeber konnten bei 

jeder Operation etwas einstecken. Sie 

waren deshalb bereit, Personen mit be-

scheidenem Einkommen, die zahlungsun-

fähig werden könnten, Geld zu leihen. 

Sie boten Kredite an ohne mitzuteilen, 

dass die Zinsen nach einem oder zwei 

Jahren steigen werden. 

Zweitens: Diese Kredite verkauften sie an 

Finanzinstitute, die Wundertüten daraus 

machten. Indem alle möglichen Schulden 

vermischt wurden, liess sich die folgende 

Behauptung aufstellen: Durch die Streu-

ung des Risikos einer Nichtbezahlung der 

Zinsen wird die Sache sicherer. Je mehr 

das Risiko gestreut wird, desto weniger 

gefährlich ist es! Es wurden mathemati-

sche Formeln präsentiert, um dies zu 

beweisen. 

Drittens: Der Anstieg der Immobilien-

preise hat mehr als fünf Jahre gedauert, 

wodurch die Idee entstand, er würde nie 

aufhören, oder „erst später“, „morgen“. 

Der steigende Häuserwert diente den 

Haushalten als Sicherheit für die Aufnah-

me neuer Darlehen, völlig losgelöst von 

ihren tatsächlichen Einkommen. 

Viertens: Die künstliche Fabrikation der 

Wundertüten wurde von den Bewertungs-

agenturen3 und den Finanzinstituten 

Hand in Hand vorangetrieben. Es lag im 

Interesse der Agenturen, diesen Tüten 

gute Bewertungen zu geben, um selbst 

daran zu verdienen. So konnten sie mas-

senhaft und zu einem guten Preis 

(Rendite) verkauft werden. 

Fünftens: Die Behörden, die zur Verhin-

derung dieser „gefährlichen“ Operationen 

– gefährlich nicht nur für die Aktionäre 

Die sogenannte Subprime-Krise erschüttert seit Monaten die internationale Finanz-

welt. Alleine die UBS hat bisher Abschreibungen von 21 Milliarden Franken be-

kannt gegeben. Aber hinter diesen Ereignissen steht nicht nur eine Mischung aus 

Arroganz, Inkompetenz und Profitgier, vielmehr sind die Ursachen der Krise in der 

Entwicklungsdynamik des heutigen Kapitalismus selbst zu suchen. 
Charles-André Udry  

Eine Krise des heutigen Kapitalismus 

S C H W E R P U N K T  F I N A N Z K R I S E  

Das Vertrauen in die Stabilität des US-amerikanischen Finanzsystems hat deutlich gelitten. 
Im Bild die New York Stock Exchange (NYSE) an der Wall Street, New York. 

«Sobald eine Blase platzt, kommt 

eine andere zum Vorschein.» 
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der Banken, sondern vor allem für die 

Menschen, die ihre Häuser verlieren, 

arbeitslos werden oder ihr Studium ab-

brechen müssen – Massnahmen hätten 

ergreifen sollen, haben dieselben Ansich-

ten und zählen zum selben Personal wie 

die Halsabschneider, die die Wundertüten 

fabriziert und die „Risikohypotheken“ 

verkauft haben. 

 

Kreditkapitalismus 

Die Zerbrechlichkeit dieser Finanzkon-

struktionen (der Wundertüten) – die bei 

Experten und Wirtschaftsprofessoren 

Bewunderung hervorriefen – war einfach 

vorauszusehen. Man musste nur die 

Entwicklung des Kapitalismus un-

tersuchen, zum Beispiel seit der 

Krise von 2001. 

Was ist ein wichtiger Zug dieser 

Entwicklung? Lassen wir Alan 

Greenspan sprechen, den ehemali-

gen Chef der amerikanischen Zent-

ralbank (1986-2007): „Der Anteil 

der Löhne am Nationaleinkommen 

der USA und weiterer Industrielän-

der liegt heute im historischen Ver-

gleich ausserordentlich tief.“ (Fin-

ancial Times, 16. 9. 2007) Stephen 

Roach, der scharfsinnige Cheföko-

nom von Morgan Stanley, macht 

Ende 2007 an einer Konferenz in 

China dieselbe Feststellung! Er 

betont das Ausmass dieser unglei-

chen Verteilung von Kapitalein-

kommen und Löhnen in allen G7-

Ländern, mit einer deutlichen Ver-

schärfung seit 2001. 

Ziehen wir eine erste Schlussfolgerung 

mit Blick auf die USA. Die Reallöhne 

von mehr als 60% der Lohnabhängigen 

haben seit 2001 stagniert oder sind ge-

sunken. Hinzu kommen beträchtliche 

Verluste von Sozialleistungen 

(Altersvorsorge, Gesundheitsversorgung) 

in der Folge von Entlassungen und Unter-

nehmenskonkursen. Das Wachstum der 

Produktivität (Produktion pro Stunde und 

Beschäftigte) war so stark wie nie mehr 

seit 1973. Die Beschäftigungsentwick-

lung bleibt daher hinter der Dynamik der 

Investitionen zurück, wodurch Druck auf 

die am schlechtesten qualifizierten Stel-

len entsteht (vgl. The State of Working 

America 2006/07, Kapitel 3). 

Um eine Wohnung zu finden, ein Studi-

um zu machen, sich pflegen zu lassen, zu 

essen und Kleider zu kaufen, bleibt im-

mer öfter nur eine Lösung: Geld leihen 

und Schulden machen. Seit der Krise von 

2001 bestand die ganze Politik von 

Greenspan daraus, den Banken und Fi-

nanzinstituten die Vergabe von Krediten 

zu erleichtern, indem ihnen „billiges 

Geld“ (zu tiefen Zinssätzen) bereitgestellt 

wurde. Das hat alle möglichen abenteuer-

lichen Finanzgeschäfte begünstigt. 

Der Kreditfluss diente als Antwort auf 

die Überproduktionskrise des Kapitalis-

mus. Wie funktionierte das? Um die in 

USA produzierten oder durch Wal-Mart 

aus China importierten Güter zu verkau-

fen, um neue Häuser zu bauen und ver-

kaufen, um Autos auf dem Markt abzu-

setzen – und um den durch all diese Wa-

ren getragenen Mehrwert zu realisieren – 

war es notwendig, dass sich die Lohnab-

hängigen, deren Einkommen stagnierten, 

stark verschuldeten. So konnte der Kon-

sum ansteigen, auch wenn dies immer 

mehr im Kontrast zur Einkommensent-

wicklung der Bevölkerungsmehrheit 

stand. 

 

Transparenz und Regulierung? 

Wenn man dies im Auge behält, ist 

der erste Teil der heutigen Krise klar 

verständlich. Der Anstieg der Immo-

bilienpreise stösst an eine Grenze: 

das Einkommen der Lohnabhängi-

gen. Wenn die Gesamtheit der zu 

zahlenden Zinsen (für Haus, Auto, 

Studium, Gesundheit, etc.) das Ein-

kommen während 36 bis 48 Mona-

ten übersteigt – nachdem Refinan-

zierungen auf der Basis noch stei-

gender Immobilienpreise gewährt 

wurden – kommt der Anstieg der 

Häuserpreise an ein Ende und der 

Absturz beginnt. Teile dieser Schul-

den werden nicht mehr oder nur 

noch teilweise gedeckt. Und das 

betrifft nicht nur die „riskanten“ 

Immobilienkredite (subprime), son-

dern auch die Darlehen an Studie-

rende, die Kredite für den Kauf von 

Autos, etc. 

Dies ist seit 2006 in verschiedenen Regi-

onen der USA eingetreten. Und wenn die 

Immobilienpreise erst einmal nachlassen, 

gerät die ganze Pyramide der Darlehen 

und der Titrisierung ins Wanken. Laut 

Wall Street Journal werden Immobilien 

in der Region Miami im Februar 2008 

um 75% günstiger gekauft als Anfang 

2007. 

Während die so genannten Finanzexper-

ten und Regierungen gerne von Transpa-

 Eine Krise des heutigen Kapitalismus -  SCHWERPUNKT F INANZKRISE 

Eugen Haltiner (links): Seit 2006 Präsident der Eidgenös-
sischen Bankenkommission. Hat von 1973 bis 2006 Karri-
ere bei der UBS gemacht. Jetzt soll er im Auftrag des 
Staates eben diese und weitere Banken überwachen... 

«Der Anteil der Löhne am Natio-

naleinkommen liegt ausseror-

dentlich tief.» 
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renz und Regulierung sprechen, ist nie-

mand in der Lage, das Ausmass der Ver-

luste zu messen. Die Wundertüten sind 

voller Überraschungen… für die, die sie 

fabriziert haben. 

Denn im Rahmen der 

kapitalistischen Konkur-

renz mit dem Ziel der 

Profitmaximierung haben 

alle Finanzinstitute die 

Titrisierung im grossen 

Stil betrieben und der 

Konkurrenz faule Äpfel 

verkauft! Heute misstrau-

en sie sich gegenseitig 

und niemand weiss, wie 

viele faule Äpfel in den 

Händen der Konkurrenz 

und im eigenen Porte-

feuille zu finden sind. 

Der Beweis liegt in der 

Spannbreite der Schät-

zungen über die Wertver-

luste im Bereich sub-

prime. Die UBS zum 

Beispiel spricht mit nicht 

gerade schweizerischer 

Präzision von Verlusten 

in den USA zwischen 123 und 203 Milli-

arden Dollar! Die Börsenkapitalisierung 

der auf Kredite an Studierende speziali-

sierten Unternehmen hat einen Einbruch 

von 25% bis 60% erlitten. 

Wohin gehen die Gewinne? 

Eine zweite Schlussfolgerung bezieht sich 

auf eine andere wichtige Eigenschaft des 

Kapitalismus von heute. Der Rückgang 

der Arbeitseinkommen bei der Verteilung 

des – durch die Arbeit produzierten – 

Reichtums verursacht einen starken An-

stieg der Gewinne vieler Unternehmen. 

Das zeigt sich an den Gewinnen der bör-

senkotierten Unternehmen, den enormen 

Bonuszahlungen für die Topmanager und 

den Milliarden, die den Aktionären aus-

bezahlt werden. 

Dieses Geld soll zu einem Grossteil in 

Investitionen fliessen, wird uns gesagt. 

Doch die Studien über die Entwicklung 

der Investitionen zeigen auf, dass das 

nicht stimmt. Ein Grossteil dieses Mehr-

werts fliesst nicht wieder in die Produkti-

on, sondern geht andere Wege. 

Ein erster Weg liegt auf der Hand: die 

Ausgaben für Luxusgüter, die das Ge-

schäft mit Yachten oder Privatjets und 

von Luxusunternehmen wie LVMH, 

Richmond und Cartier ankurbeln, oder 

Beilagen der Wirtschaftspresse zum Blü-

hen bringen, wie das Magazin der Finan-

cial Times mit dem Titel How to spend it. 

Auf Deutsch: Wie soll es ausgegeben 

werden… das viele Geld? 

Ein zweiter Weg ist auch offensichtlich, 

wird aber meistens nicht richtig verstan-

den: ein wichtiger Teil des Mehrwerts, 

der den grossen Kapitaleigentümern zu-

fliesst, wird in Finanzkreisläufe gesteckt. 

Darin liegt die Ursache der so genannten 

Finanziarisierung des Kapitals. Dieses 

durch die Banken – unter anderem im 

Bereich der Vermögensverwaltung – 

verwaltete Kapital 

erhebt Anspruch auf 

einen Teil des Mehr-

werts, es beansprucht 

das Recht für sich, 

wie ein Blutegel an 

dem Mehrwert zu 

saugen, den die Lohn-

abhängigen weltweit 

produzieren. 

Zu dem Zweck müs-

sen die Lohnabhängi-

gen nicht nur dazu 

getrieben werden, 

immer schneller im-

mer mehr zu produ-

zieren; es reicht nicht, 

den Lohnanteil jeder 

produzierten Einheit 

(in der Industrie wie 

im Dienstleistungs-

sektor) zu senken; es 

ist nicht damit getan, 

die prekäre Beschäftigung auszudehnen, 

um die Forderungen der Lohnabhängigen 

klein zu halten. Es muss ausserdem mit 

einem Teil der Löhne maximale Gewinne 

gemacht werden, indem Geschäfte mit 

Krediten gemacht werden, welche die 

Lohnabhängigen für die Finanzierung 

ihres Lebensunterhalts aufnehmen. Hier 

wird die Logik des Ausbeutungskreis-

laufs sichtbar, der das Verhältnis zwi-

schen den sozialen Klassen prägt. 

 

Es gibt nicht zwei Kapitalismen 

Es gibt deshalb nicht auf der einen Seite 

den guten Kapitalismus, der Industriegü-

ter herstellt, und auf der anderen den 

schlechten Finanzkapitalismus, der regu-

liert werden muss, wie die Sozialdemo-

kraten sagen. Vielmehr existiert eine ka-

pitalistische Logik weltweiter Ausbeu-

tung. Sie stützt sich heute auf einen Welt-

SCHWERPUNKT  F INANZKRISE - Eine Krise des heutigen Kapitalismus  

Insgesamt 21 Milliarden musste die UBS 2007 auf Grund der Krise abschreiben. Die 
Fassade der weltweiten Nummer 1 der Vermögensverwaltungsbranche bröckelt. 

«Der Kreditfluss diente als Antwort auf die Über-

produktionskrise des Kapitalismus.» 

«Die zuständigen Behörden haben 

dieselben Ansichten wie die Hals-

abschneider der Finanzwelt.» 
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markt für Arbeitskräfte, auf dem Lohnab-

hängige aus der ganzen Welt in eine Kon-

kurrenz gegeneinander versetzt werden, 

und auf einen Weltmarkt für Investitio-

nen, der dazu dient, möglichst grosse 

Gewinne der immer stärker werdenden 

transnationalen Konzerne zu sichern. 

Ausgehend von dieser Globalisierung 

und den – mit Hilfe der Sozialdemokratie 

von Schröder oder Blair durchgesetzten, 

um nicht die SPS zu erwähnen – Nieder-

lagen der Lohnabhängigen bringt die 

Umverteilung des Mehrwerts eine Finan-

ziarisierung hervor, die an die Grenzen 

der „Realökonomie“ stösst: die Stagnati-

on der Löhne mit entsprechenden Aus-

wirkungen auf dem Konsum liess sich 

nur durch das Wachstum der Schulden-

wirtschaft vorübergehend verdecken. 

Diese Entwicklung hat die „Blase“ des 

subprime hervorgebracht, die heute zer-

platzt. Doch sobald eine Blase platzt, 

kommt eine andere zum Vorschein, denn 

das Geld der Superreichen will geschützt 

werden (daher zum Beispiel die Flucht in 

Edelmetalle) und mehr einstecken, indem 

die Preise für Eisen oder Lebensmittel 

ansteigen… auch wenn dies dazu führt, 

dass ein Teil der Weltbevölkerung an 

Hunger stirbt. 

Wir erleben eine klassische kapitalisti-

sche Krise – der Überproduktion und 

Überakkumulation – ausgelöst im Kredit-

kreislauf. Dieser besondere Aspekt ist es, 

der in der Presse ohne Bezug auf die 

Grundlagen des Systems mehr schlecht 

als recht beschrieben wird. 

 

Ein Blick zurück, ein Blick nach vorn 

Zum Schluss sollen hier noch zwei Fra-

gen angesprochen werden. Die erste hat 

mit dem Diskurs der herrschenden Klas-

sen zu tun. Bei der „asiatischen Krise“ 

von 1997 (Thailand, Südkorea, Indonesi-

en) erhoben der IWF und die imperialisti-

schen Länder die Forderung, Unterneh-

men in Schwierigkeiten dürften nicht 

„nationalisiert“ werden. Die transnationa-

len Konzerne wollten solche Firmen zu 

einem günstigen Preis selbst kaufen. 

Heute nationalisiert die britische Regie-

rung die Bank Northern Rock. Die Ver-

luste werden sozialisiert, das heisst we-

sentlich durch die lohnabhängigen Steu-

erzahlerInnen bezahlt; und wenn es ihr 

wieder gut geht, wird Northern Rock zu 

einem attraktiven Preis an eine private 

Bank verkauft werden. Die amerikani-

sche Regierung und Zentralbank ihrer-

seits senken stark und rasch die Zinssätze 

und werfen 150 Milliarden Dollar – und 

das ist erst der Anfang – in den Wirt-

schaftskreislauf, um „den Konsum zu 

stützen“. Sie wollen weitere Konkurse 

vermeiden und erreichen, dass die Ban-

ken untereinander und anderen Unterneh-

men wieder Geld leihen. Genau das Ge-

genteil von dem, was sie 1997 forder-

ten… als sie von der „asiatischen Krise“ 

profitieren und einige Schnäppchen er-

gattern wollten. 

Die zweite bezieht sich auf die Konjunk-

tur. Es ist schwierig, den Gang der Wirt-

schaft vorauszusagen, aber einige Punkte 

erscheinen sehr wahrscheinlich. 1) Der 

Konsum der Haushalte (in den USA und 

den meisten imperialistischen Ländern) 

wird unter verschiedenen Schocks einbre-

chen: Erdölpreis und Lebensmittelpreise; 

Rückkehr der Arbeitslosigkeit; Immobili-

enkrisen (USA, Spanien, Frankreich, 

Italien…); erschwerte Kreditvergabe. 2) 

Die Eingriffe der Regierungen können 

Wirkung erzielen, aber dies führt zu Re-

zessionen in W-Form: Rückgang der 

Produktion und Anstieg der Arbeitslosig-

keit (Rezession), dann kurze Erholung, 

und erneuter Rückgang. Auf jeden Fall 

stehen wir am Beginn einer langen Phase 

schwächeren Wachstums. 3) Es wird 

keine Entkoppelung zwischen den USA 

und der restlichen Weltwirtschaft geben. 

Eine amerikanische Rezession in Verbin-

dung mit einem Einbruch des chinesi-

schen Wachstums – ein Rückgang von 

11% auf 7% stellt einen starken Einbruch 

dar – wird negative Auswirkungen auf 

den Welthandel haben. 4) Eine Zuspit-

zung der Finanzkrise ist möglich. Das 

würde bedeuten, dass eine Abwärtsspira-

le nicht verhindert werden kann, bei der 

Verschuldung, Immobilienpreise, Kon-

sum und immer mehr Fälle von Zah-

lungsunfähigkeit mit entsprechenden 

Verlusten für die Banken Hand in Hand 

gehen. Das Debakel könnte lange dauern 

und noch schlimmer werden. 
_______________ 

1 Auf Englisch werden diese Versicherer Mo-

noliner genannt. Sie garantieren den Wert von 

Titeln, die auf Kredite ausgestellt wurden, und 

spielen eine wichtige Rolle für die Emission 

von Obligationen der Gemeinden in den USA. 

Aber auch die Monoliner sitzen auf faulen 

Krediten. Deshalb werden sie von den Bewer-

tungsagenturen, die sich selbst an der Werbe-

kampagne für Konsum- und Immobilienkredi-

te beteiligt haben, nun herabgesetzt. 

2 Bei der Titrisierung (securitization) werden 

Schuldtitel (Immobilienkredite, Darlehen für 

den Kauf von Autos, etc.) von Kreditinstituten 

in handelbare Titel verwandelt und weiterver-

kauft. Zum Beispiel kann die Verwaltung der 

Rückzahlung und Refinanzierung an Dritte 

veräussert werden. So lassen sich auch faule 

Kredite aus Bankenbilanzen entfernen. – Fi-

nanztitel, die eine Mischung titrisierter Kredi-

te enthalten, werden hier als Wundertüten 

bezeichnet; in der Sprache der Finanz tragen 

sie technische Bezeichnungen wie Collaterali-

zed Debt Obligation (CDO). 

3 Die Bewertungsagenturen bewerten die 

finanzielle Solidität von Kreditinstituten, Käu-

fern oder titrisierten Schulden. Die „beste 

Note“ ist das AAA (Triple A). 

 Eine Krise des heutigen Kapitalismus -  SCHWERPUNKT F INANZKRISE 

Zehntausende US-AmerikanerInnen kön-
nen ihre Hypotheken nicht mehr bezahlen. 
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Die Nationalen Forschungsschwerpunkte 

behandeln „Themen von strategischer 

Bedeutung für die Zukunft der schweize-

rischen Wissenschaft, Wirtschaft und 

Gesellschaft“, wie es auf der Internetseite 

des Schweizerischen Nationalfonds zur 

Förderung der wissenschaftliche For-

schung (SNF) heisst. 

 

Wer hat, dem wird gegeben 

Die Auswahl der NFS folgt einem unge-

schriebenen Gesetz: Berücksichtigt 

werden nur die Projekte, hinter 

denen mächtige gesellschaftli-

che, politische oder wirtschaft-

liche Interessen stehen. Die 

Einhaltung dieser Regel 

wird durch die Vorgabe 

gewährleistet, dass der 

Bund nur Projekte bewil-

ligt, für die sich ansehn-

liche „Drittmittel“ – 

d.h. weitere Finanzie-

rungsquellen – auftrei-

ben lassen. Ein Blick 

auf die Liste der 20 

laufenden NFS 

(Kasten) lässt erahnen, 

wessen Interessen be-

dient werden. Es handelt 

sich um verschiedene 

Industriezweige, am Ran-

de aber auch um Gruppen 

wie die NGOs (NFS Nord-

Süd) oder das Hochkulturmi-

lieu (NFS Bildkritik). Auf 

dieser Liste befindet sich auch 

ein Forschungsvorhaben, das mit 

viel Gespür für Marketing unter der 

Abkürzung Sesam präsentiert wird. 

 

Erforschung des Seelenheils 

Die Swiss Etiological Study of Adjust-

ment and Mental Health (Sesam) verfolgt 

kein bescheidenes Ziel: Sie will die 

„menschliche Entwicklung und die seeli-

sche Gesundheit“ verstehen. Die Projekt-

leitung beruft sich auf zunehmende De-

pressionen, Angststörungen, Jugendge-

walt und beeinträchtigte Leistungsfähig-

keit, deren Ursachen erforscht werden 

sollen. Es geht darum herauszufinden, 

warum Menschen nicht „normal“ ange-

passt und leistungsfähig sind, und was 

dagegen unternommen werden kann. Ein 

solches Forschungsvorhaben lässt sich 

politisch rechtfertigen: für die 

„Wettbewerbsfähigkeit“ oder für eine 

Senkung der Sozial- und Gesundheitsaus-

gaben, wie die Diskussion über die Zu-

nahme der psychischen Krankhei-

ten bei der IV zeigt. Natürlich 

gibt es auch Wirtschaftsin-

teressen: So ist die Versi-

cherungsbranche an 

„Risikoprofilen“ inte-

ressiert, um ihre 

KundInnen in verschiedene 

Kategorien einzuteilen und zu un-

terschiedlichen Bedingungen zu versi-

chern. Die Pharmaindustrie sucht Er-

kenntnisse für die Entwicklung von Me-

dikamenten gegen Depressionen und 

weitere psychische Störungen. Der Roche

-Konzern hat im Februar 2006 bekannt 

gegeben, Sesam mit 6 Millionen Franken 

zu unterstützen; das ist mehr als ein Vier-

tel der für 2005-08 budgetierten knapp 23 

Millionen Franken. 

Von der Schwangerschaft bis zum 

Erwachsenenalter 

Sesam ist eine Langzeitstudie: 3'000 her-

anwachsende Kinder sollen ab der 20. 

Woche der Schwangerschaft bis zum 

Eintritt ins Erwachsenenalter untersucht 

werden. Mit einbezogen werden die El-

tern und Grosseltern; insgesamt soll die 

Studie 15'000 Personen umfassen. Sie 

umfasst medizinische Abklärungen, ge-

netische Analysen, Beobachtungen des 

Verhaltens von Kindern und Eltern und 

Umfragen mit Fragebogen. Mit der Suche 

nach TeilnehmerInnen wurde im Oktober 

2007 am Basler Universitätsspital begon-

nen. Interessentinnen werden in der 

Schwangerschaftsberatung mit einer bun-

ten Broschüre angelockt, 

auf deren Frontseite eine 

schwangere Frau im Jahr 

der Euro 08 im roten T-

Shirt mit Schweizerkreuz 

posiert. „Was macht uns 

gesund, was macht uns 

krank?“ – so lautet die 

Überschrift. Es fehlt bei 

Sesam nicht an der Marke-

tingkompetenz. Auch billi-

ge Arbeitskräfte sind vor-

handen: Studierende wer-

den als PraktikantInnen 

angeworben und verrichten 

– für ein Arbeitszeugnis – 

einige Monate Gratisarbeit 

(Fragebogen tippen, Daten-

files vorbereiten, Papiere 

ordnen). Andere Studieren-

de dürfen nach Hunderten Arbeitsstunden 

für Sesam eine kürzere Abschlussarbeit 

abliefern. 

 

Ein Wissenschaftsmanager 

Das NFS Sesam ist an der Psychologi-

schen Fakultät der Universität Basel an-

gesiedelt. Die Leitung liegt bei Professor 

Jürgen Margraf – einem jungen und dy-

namisch auftretenden Psychologen, der 

sich am Verhandlungstisch oder im 

Scheinwerferlicht der Medien genau so 

Seit 2001 fördert der Bund Nationale Forschungsschwerpunkte (NFS) mit län-

gerer Laufzeit und grösserer Finanzierung als die bisherigen Nationalfonds-

Projekte. Ein umstrittenes NFS mit dem geheimnisvollen Namen „Sesam“ wid-

met sich der Erforschung des „Seelenheils“ von 3’000 heranwachsenden Kin-

dern. Es wird durch den Pharmakonzern Roche unterstützt. 
Peter Streckeisen 

Sesam, öffne dich!  

W I S S E N S C H A F T  

Den Verantwortlichen von Sesam fehlt es 
weder an Marketingkompetenz noch an 
billigen Arbeitskräften. 
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wohl fühlt wie im wissenschaftlichen 

Labor. Er war an vorderster Front dabei, 

als die Psychologie kürzlich aus der Phi-

losophisch-Historischen Fakultät austrat 

und eine eigene Fakultät bildete. Zu Be-

ginn der 90er Jahre verselbständigte sich 

in Basel das Wirtschaftswissenschaftli-

che Zentrum (WWZ) und wurde rasch zu 

einer Bastion der „Experten“ im Dienste 

von Privatisierung und Sozialabbau - 

Silvio Borner lässt grüssen. Jürgen Mar-

graf und seine Entourage – darunter sei-

ne Frau, die Professorin Silvia Schnei-

der, selbst Mitglied der strategischen 

Leitung von Sesam – wollen die Psycho-

logie von der Psychoanalyse und der 

Sozialpsychologie trennen und 

„naturwissenschaftlich“ ausrichten. Zu-

dem profilierte sich Margraf als Berater 

des Bundesamts für Sozialversicherun-

gen bei der 5. IV-Revision und als feuri-

ger Anhänger der Bologna-

Studienreform, bei deren Einführung 

seine Fakultät einer Pionierrolle bean-

spruchte. 

 

Ein soziologisches Feigenblatt? 

Der Schweizerische Nationalfonds führt 

Sesam unter Sozial- und Geisteswissen-

schaften und beteiligt sich dadurch an 

einem Etikettenschwindel, der die Legiti-

mierung des umstrittenen Vorhabens 

begünstigen soll. In Wirklichkeit ist Se-

sam von Fachleuten aus der Medizin, 

den Naturwissenschaften und einer na-

turwissenschaftlich orientierten Psycho-

logie dominiert. Unter den 33 Mitglie-

dern der Projektleitung figuriert nur eine 

Person, die nicht einem solchen Profil 

entspricht: Es handelt sich um Professor 

Johannes Siegrist, den Leiter des Insti-

tuts für Medizinsoziologie an der Hein-

rich-Heine-Universität Düsseldorf. 

Siegrist ist mit der Theorie der 

„Gratifikationskrisen“ bekannt gewor-

den: Die Wahrscheinlichkeit, krank zu 

werden, steigt demnach, wenn Menschen 

sich stark verausgaben und nicht ange-

messen entschädigt werden. In den 80er 

Jahren führte er Studien über die gesund-

heitsschädigenden Auswirkungen des 

Rauchens durch, die von der Tabakin-

dustrie mit finanziert wurden, wie der 

Spiegel am 6.6.2005 berichtete. In einer 

Stellungnahme räumte Siegrist ein, im 

Nachhinein hätten sich die Kontakte zur 

Tabakindustrie als Fehler erwiesen und 

die Public Health Forschung sollte 

„vollkommen unabhängig von Indust-

rieinteressen“ erfolgen. Weiss er nicht, 

dass Sesam durch den Roche-Konzern 

gesponsert wird? Ist Big Pharma harmlo-

ser als die Tabakindustrie? 

 

„Ganzheitlich“ oder „sozialistisch“? 

In einem Interview mit der NZZ am 

Sonntag (11.6.2006) trug Jürgen Margraf 

ein Loblied auf die Interdisziplinarität 

vor und versteifte sich zur Behauptung, 

Sesam könne als „ganzheitlich“ bezeich-

net werden, da zahlreiche wissenschaftli-

che Disziplinen beteiligt seien. Ange-

sprochen auf den von KritikerInnen for-

mulierten Vorwurf eines „reduktion-

istischen Menschenbildes“ reagierte er 

ungehalten und meinte, das Projekt sei 

nicht „biologistisch“, nur weil BiologIn-

nen dabei seien. Daraufhin fragte er rhe-

torisch zurück: „Wir haben Soziologie 

dabei – sind wir deswegen sozialis-

tisch?“ Dass der „Sozialismus“ in Mar-

Sesam, öffne dich - W ISSENSCHAFT 

 

1. Emotionen im individuellen Verhalten und in sozialen Prozessen 
2. Bildkritik – Macht und Bedeutung der Bilder 
3. Computerunterstützte und bildgeführte medizinische Eingriffe 
4. Herausforderungen an die Demokratie im 21. Jahrhundert 
5. Bewertung und Risikomanagement im Finanzbereich 
6. Grenzen in der Genetik 
7. Interaktives Multimodales Informationsmanagement 
8. Variabilität, Vorhersehbarkeit und Risiken des Klimas 
9. Materialien mit neuartigen elektronischen Eigenschaften 
10. Medienwandel – Medienwechsel – Medienwissen: Historische 

Perspektiven 
11. Mobile Informations- und Kommunikationssysteme 

12. Molekulare Onkologie 
13. Nanowissenschaften 
14. Plastizität und Reparatur des Nervensystems 
15. Nord-Süd – Forschungspartnerschaften zur Linderung von Syn-

dromen des globalen Wandels 
16. Überlebenserfolg von Pflanzen in naturnahen und landwirt-

schaftlichen Ökosystemen 
17. Quantenphotonik 
18. Schweizerische ätiologische Studie zur psychischen Gesundheit 

(Sesam) 
19. Strukturbiologie 
20. Rahmenbedingungen des internationalen Handels 

Die 20 Nationalen Forschungsschwerpunkte 

Auch das Genmaterial von noch Nichtge-
borenen im embryonalen Stadium soll für 
die Sesamstudie erfasst werden.   

«Bei den 12’000 Erwachsenen kön-

nen wir die DNA-Analysen sofort 

durchführen.» 
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grafs Konzept von Interdisziplinarität 

keinen Platz hat, überrascht nicht. Man 

fragt sich aber, was er unter Soziologie 

versteht. 

 

Ethik und Genetik 

In einer breiten politischen und wissen-

schaftlichen Öffentlichkeit ist Sesam auf 

Kritik gestossen. Neben dem Vorwurf 

wissenschaftlicher Einseitigkeit 

werden ethische Bedenken vorge-

tragen. Der Basler Appell gegen 

Gentechnologie lancierte eine Pe-

tition, die im März 2006 mit 

12‘000 Unterschriften eingereicht 

wurde. Sie fordert den Abbruch 

des Forschungsvorhabens, da es 

sich um „fremdnützige Forschung 

an Kindern“ handle, wofür in der 

Schweiz keine rechtliche Grundla-

ge existiere; als problematisch 

werden insbesondere die Erbguta-

nalysen betrachtet. In der Tat sind 

das eidgenössische Humanfor-

schungsgesetz und ein Verfas-

sungsartikel dazu zurzeit in der 

Vernehmlassung und werden nicht 

vor 2010 in Kraft treten. Ausser-

dem fordert der Basler Appell eine 

Akteneinsicht – insbesondere sollen der 

Inhalt der Projektskizze, das Sesam-

Hauptgesuch sowie die Verträge von 

Sesam mit dem Schweizerischen Natio-

nalfonds und mit Roche öffentlich zu-

gänglich gemacht werden, damit eine 

ernsthafte Diskussion über das Projekt 

ermöglicht wird. Sogar die SP Basel-

Stadt fühlte sich veranlasst, ein 

„kritisches“ Positionspapier zu verfassen: 

Darin wird zwar grundsätzlich begrüsst, 

dass Sesam als NFS bei der Universität 

Basel angesiedelt worden sei, doch be-

mängelt die SP die Informationspolitik 

der Projektleitung, mahnt die Rücksicht-

nahme auf ethische Bedenken an und 

wünscht sich eine engmaschige Kontrolle 

durch die zuständige Ethikkommission. 

 

Ein helvetischer Kompromiss 

Im März 2007 erteilte die Ethikkommis-

sion Beider Basel (EKBB) grünes Licht 

für den Start von Sesam, allerdings unter 

Auflagen; insbesondere sollte auf die 

genetischen Analysen bei Kindern ver-

zichtet werden. Damit war ein zentraler 

Bestandteil des Forschungsvorhabens in 

Frage gestellt und es wurde gemunkelt, 

Roche könnte die Unterstützung zurück-

ziehen. Der Projektleitung gelang es, den 

Entscheid abzuschwächen: Die Ethik-

kommission erlaubt nun die Entnahme 

von Speichelproben nach der Geburt, um 

die DNA zu bestimmen. Diese Proben 

dürfen aber erst untersucht werden, wenn 

die volljährig gewordenen Kinder zustim-

men. Bis dann werden sie eingefroren 

und in einer Biodatenbank aufbewahrt, 

deren Inhalt Sesam nicht ohne Rückspra-

che mit der EKBB verwenden soll. In 

einem Interview mit der Aargauer Zei-

tung (28. März 2007) betonte Jürgen 

Margraf, er könne mit diesem Kompro-

miss gut leben, weil sich Korrelatio-

nen zwischen Erbgut und Krankhei-

ten erst im Erwachsenenalter zeig-

ten. Und „bei den 12‘000 Erwachse-

nen können wir die DNA-Analysen 

sofort durchführen“. 

 

Das Gen und die Umwelt 

Die Projektverantwortlichen beto-

nen, das Ziel bestehe nicht darin, ein 

Gen zu finden, das Depressionen 

oder Gewaltneigung verursacht; 

vielmehr gehe es darum, wie die 

psychischen Störungen sich im Zu-

sammenspiel von Erbgut und Um-

welteinflüssen entwickelten. Soziale 

Umstände, Familienstrukturen, Le-

bensstile und Verhaltensweisen der 

Eltern – zum Beispiel die 

(mangelnde) „Feinfühligkeit der 

Mutter“ – könnten sich als ebenso wich-

tig erweisen wie genetische Faktoren. 

Doch wenn es Menschen in einer Gesell-

schaft schlecht geht, kann auf zwei Wei-

sen darauf reagiert werden: durch Anpas-

sung und Therapierung der einzelnen 

Menschen (eventuell der Familie, des 

unmittelbaren Umfeldes) oder durch Ver-

änderungen der Gesellschaftsstrukturen. 

Es ist jetzt schon klar, in welche Rich-

tung die Empfehlungen des Sesam-

Projekts weisen werden, wenn die Ergeb-

nisse vorliegen. Sie werden sich pseudo-

wissenschaftlich auf eine Datenbank mit 

vielfältigen Angaben über 15‘000 Men-

schen beziehen, die im Verlauf von 20 

Jahren gesammelt wurden. Die ideologi-

sche Wirkungsmacht des „akademisch-

industriellen Komplexes“, von dem Se-

sam nur einen Ausschnitt darstellt, sollte 

nicht länger unterschätzt werden. 
 

Informationen über Sesam 

► Offizielle Seite von Sesam: 

www.sesamswiss.ch. 

► Sesam Watch (kritischer Blog): 

http://sesam.twoday.net. 

► Basler Appell gegen Gentechnolo-

gie: www.baslerappell.ch. 

„Liebe Kinder. Eure Seite wird noch vorbereitet. Sobald es 
losgeht, werden wir Euch hier berichten, was bei sesam 
läuft.“ Die Internetseite von Sesam (siehe Kasten) soll künf-
tig schon Propaganda für die Kleinsten bieten. 

«Gefördert werden nur Forschungs-

projekte, hinter denen mächtige In-

teressen stehen.» 

W ISSENSCHAFT  - Sesam, öffne dich!  

«Die Macht des akademisch-industriellen Komple-

xes sollte nicht unterschätzt werden.» 
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Geschichte und soziale Realität der USA werden in der Show des 

amerikanischen Präsidentschaftswahlkampfs bis zur Unkenntlichkeit 

verzerrt. Die Bücher von Howard Zinn und Barbara Ehrenreich 

werfen interessante Blicke hinter diese Fassade. 
Peter Streckeisen 

Die USA von unten  

K U L T U R  

Hand aufs Herz: Als europäische Linke 

wissen wir nicht allzu viel über die USA, 

obwohl sie in unserem politischen Koor-

dinatensystem zentral sind. Wir sind 

überzeugt, dass es sich um eine imperia-

listische Macht und ein brutales Gesell-

schaftssystem handelt. Aber wie sehen 

die Geschichte und das soziale Innenle-

ben des „Ungeheuers“ wirklich aus? 

Der US-Wahlkampf – bei dem es um die 

Frage geht, welches Mit-

glied des Establishments in 

den nächsten vier Jahren das 

amerikanische Volk „ver- 

und zertreten“ (Marx) darf – 

bietet Anlass, um solchen 

Fragen nachzugehen. Dafür 

sind 2 Bücher zu empfehlen, 

die den Standpunkt der Eli-

ten verlassen und aus einer 

Perspektive von unten ge-

schrieben sind. 

 

Eine blutige Geschichte 

Howard Zinns People's his-

tory of the United States 

räumt mit dem Mythos einer 

Geschichte von „grossen 

Männern“ auf, die für die 

Ideale der Demokratie gekämpft hätten, 

um jenseits des Atlantiks ein neues 

„Reich der Freiheit“ zu errichten. Von 

der Vertreibung der Indianer über das 

Sklavereigeschäft und die brutale Zer-

schlagung der Arbeiterbewegungen bis 

zur imperialistischen Expansion zeichnet 

er nach, wie die Geschichte des Landes 

stets durch Kämpfe zwischen Herrschen-

den und Beherrschten geprägt war, wäh-

rend die offizielle Geschichtsschreibung 

das Bild einer nationalen Gemeinschaft 

mit gemeinsamen Werten beschwört. „In 

einer solchen Welt der Konflikte, einer 

Welt von Opfern und Henkern“, hält 

Zinn mit Bezug auf Camus fest, „ist es 

die Aufgabe der denkenden Menschen, 

nicht auf der Seite der Henker zu ste-

hen.“ Er kratzt an der Aura der USA als 

Macht für Freiheit und Demokratie, 

wenn er nüchtern analysiert, dass sowohl 

der als „amerikanische Revolution“ ge-

feierte Unabhängigkeitskrieg (nach 

1776) als auch der zur „Befreiung der 

Schwarzen“ verklärte Sezessionskrieg 

(1865) für wohl verstandene Geschäfts-

interessen ausgetragen wurden. Er zeigt 

aber auch, dass es in den USA eine lange 

Tradition von Kämpfen gibt, die trotz der 

brutalen Repression nie vollständig ab-

riss: Vom Widerstand der Indianer bis zu 

den Protesten gegen den „Krieg gegen 

den Terrorismus“ durchzieht dieses Buch 

ein roter Faden der Hoffnung, den Ho-

ward Zinn nie aus den Augen verliert. 

 

Wenn der Lohn nicht zum Leben reicht 

Barbara Ehrenreichs Nickel and Dimed 

zeichnet ein eindrückliches Bild der sozi-

alen Lage von Menschen in den USA, 

die zu wenig verdienen, um grundlegen-

de Lebensbedürfnisse zu 

befriedigen. Um das Buch zu 

schreiben, hat sie einige Mo-

nate am eigenen Leib Erfah-

rungen im Niedriglohnsektor 

gesammelt: Sie arbeitete als 

Kellnerin in Florida, als Putz-

frau in Maine und als Super-

marktverkäuferin in Min-

nesota. Bei allen 3 Einsätzen 

stellte Ehrenreich fest, dass 

ihr am Monatsende das Geld 

nicht reichte und sie von der 

Arbeit so zermürbt war, dass 

sie die Stelle verliess. Insbe-

sondere das Missverhältnis 

zwischen tiefen Löhnen und 

hohen Mietkosten erwies sich 

als Problem, mit dem Work-

ing Poor unablässig kämpfen müssen. 

Dies schlägt sich in dauerhaften Mangel-

erscheinungen – wie schlechter Ernäh-

rung (Doritos und Hot Dogs) und mise-

rablen Wohnverhältnissen (in Wohnwa-

gen, Autos, auf dem Sofa bei Bekannten) 

– nieder. Scharfsinnig analysiert Ehren-

reich auch das Betriebsregime, dem die 

Beschäftigten im Niedriglohnsektor un-

terworfen sind. Von Einschüchterungs-

strategien beim Einstellungstest über 

Mobbing durch Vorgesetzte bis zu Ver-

einnahmungsversuchen durch die Ver-

breitung einer „Unterneh-menskultur“ 

herrschen am Arbeitsplatz Verhältnisse 

vor, die jeder Vorstellung von Freiheit 

und Demokratie spotten und die Würde 

der Lohnabhängigen permanent angrei-

fen. 

 
Angaben zu den Lesetipps 

► Howard Zinn: Eine Geschichte des 

amerikanischen Volkes. Schwar-

zerfreitag, Berlin, 2007. 689 Sei-

ten (auch in 8 Einzelbänden erhält-

lich). 

► Barbara Ehrenreich: Arbeit poor. 

Unterwegs in der Dienstleistungs-

gesellschaft. Kunstmann, München, 

2001. 255 Seiten. 

Die SchriftstellerInnen Barbara Ehrenreich und Howard Zinn. 

«Er kratzt an der Aura der USA als 

Macht für Freiheit und Demokratie.» 
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Die linke Soziologin und Publizistin Jut-

ta Ditfurth hat in jahrelanger Recherche-

arbeit neue Quellen zu Ulrike Meinhof 

(1934-1976) erschlossen und eine sehr 

detaillierte Biographie verfasst. Leben 

und intellektuelle Entwicklung 

von Meinhof werden dokumen-

tiert und kommentiert. Ihr Schritt 

zur Mitbegründung der Roten 

Armee Fraktion (RAF) 1970 

wird jedoch nur zum Teil fass-

bar, und das Buch hat auch nicht 

den Anspruch, die Erfahrung der 

RAF geschichtlich-politisch ein-

zuordnen. 

Interessant an dieser neuen Bio-

graphie ist, dass die Geschichte 

von Meinhof für einmal aus lin-

ker Perspektive erzählt wird, und 

nicht wie üblich unter dem Zei-

chen der Diffamierung jeglichen 

sozialen Protestes. Meinhofs 

Erfahrungen als Kriegskind, der 

Nazi-Hintergrund ihrer Familie 

väterlicherseits, der Krebstod 

beider Eltern und die spätere 

Betreuung durch die Pflegemut-

ter, ebenfalls mit Nazi-

Vergangenheit, werden ausführ-

lich geschildert. Ab 1957 enga-

giert sich Meinhof politisch, vor 

allem gegen die atomare Aufrüs-

tung. Sie schreibt regelmässig für 

Studentenzeitschriften. 

Sehr spannend für AktivistInnen 

jüngerer Generationen ist an Dit-

furths Recherche sicherlich auch 

die Darstellung der vielfältigen 

Formen von Widerstand bereits im 

Deutschland der 1950er Jahre, insbeson-

dere gegen die Wiederaufrüstung. Ange-

sichts des erdrückenden gesellschaftli-

chen Klimas und der antikommunisti-

schen Verfolgung im Zeichen des Kalten 

Krieges beteiligt sich Meinhof aktiv an 

Aktionen und Protesten. Insofern demon-

tiert das Buch auch den Mythos, 1968 sei 

der Anfang aller sozialen Bewegungen 

gewesen. Ditfurth greift immer wieder 

auf Texte Meinhofs zurück, um deren 

intellektuelle und politische Entwicklung 

hin zur einflussreichen und wortgewalti-

gen Journalistin und Filmautorin darzule-

gen. 

Meinhofs Übergehen zu Konzepten des 

„bewaffneten Kampfes“ ab Ende der 

1960er Jahre wird dann aber nicht mehr 

in gleicher Weise fassbar. Die Biogra-

phie geht der Gründung und Entwick-

lung der RAF in den frühen Jahren nach. 

Referiert werden auch die hinlänglich 

bekannten, von Meinhof verfassten Stel-

lungnahmen der RAF, die den 

Anspruch einer programmati-

schen Grundlage der Aktionsfor-

men der RAF nicht erfüllen. Ul-

rike Meinhof wurde am 29. No-

vember 1974 zu acht Jahren Frei-

heitsstrafe verurteilt, 1976 wurde 

sie erhängt in ihrer Zelle aufge-

funden. 

 

Neue Dimension der Repression 

Ein äusserst repressiver Umgang 

mit Protesten gegen die herr-

schende Ordnung pflegten die 

Behörden bereits in den 1960er 

Jahren, gegen studentische Akti-

vistInnen liefen unzählige Straf-

verfahren und wurden hohe Ge-

fängnisstrafen ausgesprochen, 

ganz zu schweigen von der all-

täglichen Polizeibrutalität an 

Demonstrationen. Wie schnell 

und wie massiv der bürgerliche 

Staat aber gegen die RAF aufrüs-

tete, wie geschickt die Behörden 

die Kriminalisierung jeglicher 

Form von Widerstand betrieben, 

wurde offenbar auch von direkt 

Beteiligten so nicht erwartet. Bei 

Festnahmen wurden RAF-Leute 

erschossen, es wurden spezielle 

Gefängnisse für sie gebaut und 

Deutschland setzte die weisse 

Folter ein; die krankmachende sensori-

sche Deprivation (Isolationshaft) wird 

bekanntlich heute auch wieder offiziell 

angewandt, unter anderem von den USA, 

der Speerspitze der „Demokratie“. Auch 

die unglaublichen Prozessbedingungen 

für RAF-Leute, mit der Möglichkeit für 

Richter, Anwälte willkürlich auszu-

schliessen, führen einem vor Augen, 

Vor einigen Monaten erschien eine umfangreiche Biographie von RAF-

Mitglied Ulrike Meinhof. Dreissig Jahre nach dem „Deutschen Herbst“ 

und bald vierzig Jahre nach dem Aufbruch von 1968 wird auch die 

Geschichte der RAF vermehrt öffentlich diskutiert. 
Karin Vogt 

Neue Biographie von Ulrike Meinhof 

N E U E  L I N K E  

Bild von Ulrike Meinhof als junge Journalistin um 1964. 

 

Biographie 

► Ulrike Meinhof – Die Biographie. 

Von Jutta Ditfurth, Ullstein-Verlag 

2007. 
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wozu der staatliche Apparat zum Schutz 

des Privateigentums der Herrschenden 

fähig ist. 

Durchaus im Einklang mit dem An-

spruch des biographischen Abriss leistet 

dieser jedoch keine politisch-historische 

Einordnung des Phänomens RAF. Das 

zeitliche Umfeld der Entstehung der Ro-

ten Armee Fraktion nach dem Aufbruch 

der späten 1960er Jahre wird zwar ange-

sprochen, auch die darauf folgende Ent-

täuschung nach dem Abebben der Mobi-

lisierungen und Streiks. So liefert der 

Text lediglich Bruchstücke zum Selbst-

verständnis und zu den Konzeptionen der 

RAF. 

Autoritäre und militärische Konzeptionen 

Was die Geschichte der RAF für heutige 

AktivistInnen bedeutet, wird naturge-

mäss von Ditfurth nicht angesprochen. 

Insofern RAF-ähnliche Konzepte heute 

wieder aufgegriffen oder sogar gefeiert 

werden, stellt sich aber die Frage einer 

kritischen Auseinandersetzung. Dass die 

Aktionen der RAF teils auf gesellschaft-

liche Funktionsträger zielten, die stell-

vertretend für die gesellschaftlichen 

Machtverhältnisse angegrif-

fen wurden – besser gesagt 

mit diesen verwechselt wur-

den; dass sich die RAF ver-

meintlich „revolutionärer 

Abkürzungen“ bediente und 

ihre Analyse der politischen 

Lage und der Kräfteverhält-

nisse sich drastisch von der 

Realität loslöste; dass Unbe-

teiligte verletzt wurden, 

beispielsweise Angestellte 

im Korrektursaal und in den 

Toiletten des Axel Springer 

Verlags beim Attentat vom 

19. Mai 1972; dass bei der RAF ein of-

fenbar völlig unreflektiertes Verhältnis 

zu revolutionären Prozessen bestand – all 

dies sollte aus linker Sicht kritisch re-

flektiert werden. 

Auch wenn man davon ausgeht, dass die 

aktuelle gesellschaftliche Ordnung uner-

träglich ist und die Herrschenden ihre 

Privilegien nicht freiwillig abgeben dürf-

ten, stellt sich dennoch und verstärkt die 

Frage nach den Formen der Überwin-

dung des bürgerlichen Staats. Die RAF 

vertrat eine autoritäre, zutiefst militäri-

sche Konzeption gesellschaftlicher Um-

gestaltung. Diese Haltung kann keinen 

produktiven, kreativen Kampf gegen 

Unterdrückung und Ausbeutung hervor-

bringen. Selbst wenn man in der Logik 

der RAF verharrt, ist offensichtlich, dass 

der Kampf auf der militärischen Ebene 

gar nicht zu gewinnen ist – wie es die 

Repression damals und heute sowie die 

neuen imperialistischen Kriege und Grau-

samkeiten vor Augen führen. Revolutio-

näre Prozesse stellen letztlich die Frage 

nach den gesellschaftlichen Kräftever-

hältnissen und sind nicht vorauszusehen. 

Die Geschichte der sozialen Aufstände, 

der vielen Niederlagen und der wenigen 

Teilsiege zeigt auf, wie zentral die Betei-

ligung möglichst vieler Menschen an 

diesen Kämpfen war und ist; nicht nur 

das Gesicht einer Gesellschaft ohne Un-

terdrückung, auch der Weg dorthin kann 

nur kollektiv entworfen werden. 

 Neue Biographie von Ulrike Meinhof -  NEUE L INKE 

 

Die RAF setze sich das Ziel des 
„bewaffneten Kampfes“ gegen den Ka-

pitalismus in der Bundesrepublik. Als 
Gründungsdatum der RAF gilt die Befrei-
ung von Andreas Baader am 14. Mai 
1970, der zuvor wegen Brandanschläge 
auf Kaufhäuser zu einer Haftstrafe verur-
teilt worden war. Der RAF werden 34 
Morde sowie Banküberfälle und Spreng-
stoffattentate zur Last gelegt. 
Im April 1977 wurde eine Reihe RAF-
Leute im Stammheimer Prozess zu lebens-
langer Haft verurteilt. Um die Gefange-

nen freizupressen, lancierte die RAF eine 
Offensive, die mit dem Namen „Deutscher 

Herbst“ bezeichnet wird. Im September 
1977 wurde Arbeitgeberpräsident Hanns 
Martin Schleyers entführt; um den Druck 
auf die deutsche Regierung zu erhöhen, 
entführte eine verbündete Gruppe im 
Oktober 1977 das Lufthansa-Flugzeug 
Landshut, nach Erschiessung des Kapitäns 
wurde das Flugzeug in Mogadischu 
(Somalia) von einem Sonderkommando 
gestürmt und die 86 Geiseln befreit; eini-
ge Tage später begingen die drei in 

Stammheim inhaftierten RAF-Leute Andre-
as Baader, Gudrun Ensslin und Jan-Carl 

Raspe Selbstmord, und Hanns-Martin 
Schleyer wurde erschossen, als seine Ent-
führer vom Tod der RAF-Spitze erfuhren. 
Die Rote Armee Fraktion hat sich 1998 
aufgelöst. In ihrer Auflösungserklärung 
beklagt sie gut zwei Dutzend eigene Tote 
und erwähnt zumindest: „Menschen in 
ihrer Funktion für das System anzugrei-
fen, ist für alle Revolutionäre auf der 
Welt ein Widerspruch zu ihrem Denken 
und Fühlen“. 

Die Rote Arme Fraktion und der deutsche Herbst 

Gerichtszeichnung vom Baader-Meinhof-Prozess. 

«Revolutionäre Prozesse stellen 

letztlich die Frage nach den  gesell-

schaftlichen Kräfteverhältnissen.» 
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AGENDA  

Film: It‘s a Free World (von Ken Loach) 

► Wann und wo: Ab dem 13. März in folgenden Kinos zu sehen: BE, Movie / 

BS, kult.kino club / ZH, Arthouse Piccadilly / Biel, Rex / SG, Scala / LU, 

Bourbaki / Winterthur, Loge. 

Im Grunde hat der Mensch die Wahl zwischen ausgebeutet sein oder selber 

zum Ausbeuter zu werden. Es ist das System, das weitere Wahlmöglichkeiten 

versperrt und nicht die Unfähigkeit der Menschen zur Solidarität. So, kurz ge-

sagt, die Aussage des neusten Films von Ken Loach. Ein ergreifendes Werk mit 

politischem Weitblick.  

Mit: Kierston Wareing & Juliet Ellis. 

 

Film: Die Schweizermacher im Doppelpack 

► Wann und wo: Bern, Neubrückstrasse 8, Reithalle Bern, 28. März 2008, 

20.00 Uhr. 

Die Schweizermacher, Rolf Lyssy, CH 1978. Gefolgt von: Die neuen Schwei-

zermacher, Karin Bauer, CH 2007. In Anwesenheit der Regisseurin. 

 

Film: Amandla! A Revolution in Four Part Harmony (von Lee Hirsch) 

► Wann und wo: Basel, Neudorfstrasse 93, Filmraum Zorghenvliet der Villa 

Rosenau Basel, 30. März 2008, 20:00 Uhr. 

Der Dokumentarfilm blendet  auf 40 Jahre Kampf gegen die Rassentrennung 

in Südafrika zurück, indem er die Geschichte des Widerstands über die Musik 

erzählt. Der Titel „Amandla!“ stammt aus dem Xhosa und bedeutet übersetzt: 

Power, Kraft. 

Regie: Lee Hirsch; Süd Afrika / USA - 2002 - 108 min; E/d. 

 

Veranstaltungen über Palästina 

Am 15. Mai 2008, dem Jahrestag der Nakba, findet in Basel eine grosse, 

öffentliche Veranstaltung statt. In deren Vorfeld werden in verschiedenen Or-

ten der Schweiz Aktivitäten stattfinden. Das Programm der diversen Aktivitä-

ten auf: www.bfs-basel.ch oder www.nahostfrieden.ch. 

Debatte-Online 

www.debatte.ch 

BFS Sektion Zürich 

www.bfs-zh.ch 

BFS Sektion Basel 

www.bfs-basel.ch 

BFS Sektion Bern 

www.sozialismus.ch 

BFS Sektion Waadt und Genf 

www.labreche.ch 

Bewegung  

für den  

Sozialismus  

 

Abonniere die Debatte für Sfr. 20.- ein 

Jahr lang (4 Ausgaben). Verwende da-

zu den beiliegenden Einzahlungsschein 

mit dem Vermerk „Abo“. 

Solidaritäts-Abonnement: Ab Sfr. 50.- 

pro Jahr. 

Diese Zeitung wird ausschliesslich von 

ehrenamtlich arbeitenden Redaktorin-

nen und Redaktoren gemacht. Trotzdem 

fallen im Zusammenhang mit Druck und  

Versand der Debatte erhebliche Kosten 

an. Für Spenden sind wir deswegen 

dankbar! Spenden an:  

PC 60-127876-2, Vermerk „Spende“. 
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